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Drucksache 3496 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Fragen der Wiedergutmachung 
(37. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Greve, Dr. Böhm (Frankfurt), 
Dr. Strosche und Genossen eingebrachten Entwurf eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(Bundesentschädigungsgesetz - BEG -) 

- Drudcsadie 3291 - 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Greve: 

Die Drucksadle 3291 wurde dem Ausschuß für 
Fragen der Wiedergutmachung auf Grund eines 
Beschlusses des Bundestages vom 5. April 1957 zur 
Beratung überwiesen. Der Gesetzentwurf wurde 
in der Sitzung des Ausschusses vom 8. Mai 1957 
beraten. 

Vor Verabschiedung des Bundesentschädigungs- 
gesetzes wurde in einer Besprechung mit den Ver- 
tretern der Verfolgtenverbände diesen von seiten 
des Ausschusses für Fragen der Wiedergutmachung 
und von dem Vertreter der Bundesregierung zu- 
gesagt, daß die Frist in § 189 Abs. 1 BEG so be- 
messen worden sei, daß den Verfolgten und ihren 
Bevollmächtigten wenigstens ein Jahr nach Erlaß 
der Dritten Durchführungsverordnung zum BEG 
Zeit für die Prüfung ihrer Berechtigung und die 
Anmeldung ihrer Ansprüche bleiben solle. Alle Be- 
teiligten gingen damals davon aus, daß die Dritte 
Durdiführungs Verordnung spätestens zum 1. Ok- 
tober 1956 verkündet werden würde; dies geschah 
aber erst am 20. März 1957. Die Vertreter der Ver- 
folgtenverbände haben in der Zwischenzeit auf die 
ihnen gegebene Zusicherung aufmerksam gemacht 
und Um eine Verlängerung der Frist gebeten. 
Wenngleich auch den mit der Durchführung 
des Bundesentschädigungsgesetzes befaßten Dienst- 
stellen an einem möglichst baldigen Ablauf der 
Anmeldefrist gelegen ist, so ist der Ausschuß den- 


noch der Auffassung, daß das Vertrauen in die ge- 
gebene Zusicherung auf seiten der Verfolgten nicht 
enttäuscht werden solle, und empfiehlt, die Ver- 
längerung der Frist zu beschließen, jedoch nicht 
über den 1. April 1958 hinaus. Dieses Datum er- 
scheint auch deswegen besonders geeignet, weil die 
Frist nach dem Bundesrückerstattungsgesetz eben- 
falls am 1. April 1958 abläuft und damit irgend- 
welche Möglichkeit zur Verwechslung nunmehr 
ausgeräumt ist. 

Bei dieser Gelegenheit der Verlängerung der 
Frist in § 189 Abs. 1 BEG erscheint es zweckmäßig 
klarzustellen, daß dieselbe keine Anwendung im 
Falle des § 141 BEG findet. Diese Bestimmung die- 
ses Paragraphen gewährt keine Entschädigung 
sondern Soforthiilfe, die ohne Schadenismchweis 
geleistet wird, und ist auch sonst wegen ihres be- 
sonderen Charakters einer Fristsetzung nicht zu- 
gänglich. 

Die übrigen Änderungen des Gesetzentwurfs sind 
zum Teil redaktioneller, zum Teil technischer Art. 


Bonn, den 8. Mai 1957 

Dr. Greve 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3291 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung mit der Überschrift „Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesentschädigungs- 
gesetzes“ anzunehmen. 


Bonn, den 8. Mai 1957 

Der Ausschuß für Fragen der Wiedergutmachung 
Dr, Greve 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Dr. Greve, Dr. Böhm (Frankfurt), 
Dr. Strosche und Genossen eingebrachten Entwurfs eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(Bundesentschädigungsgesetz - BEG -) 

“ Drucksache 3291 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Fragen der Wiedergutmachung 
(37. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesgesetzes zur Ent- 
Schädigung für Opfer der nationalsozialisti- 
schen Verfolgung (Bundesentsdiädigungsgesetz 
— BEG —) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

ln § 189 Abs. 1 des Bundesgesetzes zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozia- 
listischen Verfolgung (Bundesentschädigungs- 
gesetz — BEG — ) in der Fassung vom 
29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 562) wer- 
den die Worte ^bis zum 1. Oktober 1957'^ 
durch die Worte „bis zum 1. April 1958" 
ersetzt. 


Beschlüsse des 37. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesentschädigungs- 
gesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 189 Abs. 1 des Bundesgesetzes zur Ent- 
schädigung für Opfer der nationalsozialisti- 
schen Verfolgung (Bundesentschädigungs- 
gesetz — BEG — ) in der Fassung des Ge- 
setzes vom 29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 559) erhält folgende Fassung: 

„(1) Entschädigung wird nur auf Antrag 
gewährt. Der Antrag ist bis zum 1. April 
1958 bei der zuständigen Entschädigungs- 
behörde zu stellen; diese Frist gilt nidit im 
Falle des § 141." 
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Entwurf Beschlüsse des 37. Ausschusses 

Artikel 1 a 

Dieses Gestz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 1 b 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 2 Artikel 2 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- unverändert 

kündung in Kraft. 


4 



